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Mit Peter Schmidt wird der 
Deutsche Arbeitgeberverband 
von einer zupackenden Per-
sönlichkeit geleitet, die auch 
zu unangenehmen Themen 
Stellung bezieht. Ob staat-
lich verordnete Quoten, irre 
Energiewende oder unnötiges 
Zertifizierungswesen, Peter 
Schmidt spricht Klartext und 
erläutert, wo Deutschland der 
Schuh drückt.

Sehr geehrter Herr Schmidt, 
Sie sind ein Mann klarer 
Worte. Jüngst geiselten Sie 
die Quote als das Ende der 
unternehmerischen Ent-
scheidungsfreiheit. Das 
müssen Sie näher erläutern.

Peter Schmidt: Quoten, egal 
wofür, entmündigen das In-

Weg von Plan und Wahnsinn
Wieder hin zu Markt und Vernunft

dividuum, entmündigt den 
Unternehmer. Eine Quote 
verlagert die Entscheidungs-
befugnis auf den Staat. Eine 
Quote ist die moralisch ver-
klärte Version der Planwirt-
schaft. Das sich Politiker und 
Bürger in großer Zahl diesem 
Tatbestand verschließen – 
obwohl die grausigen Ergeb-
nisse ungezählter Katastro-
phen durch Planwirtschaft 
allen präsent sein sollten 
– wird wohl ein ungelöstes 
Rätsel bleiben.

Frauen stellen etwa 50 Pro-
zent aller Abiturienten, die 
jedoch nur in sehr geringer 
Zahl Ingenieurwissenschaf-
ten studieren. Im Maschi-
nenbau waren es 2011 laut 
Destatis gerade einmal neun 

Prozent. Angesichts dieser 
Zahlen ist klar, dass es nicht 
möglich sein wird, alle Spit-
zenposten in der Metallin-
dustrie mit exzellenten Frau-
en zu besetzen. Besteht die 
Gefahr, dass nur wegen der 
Quote sich Firmen mit Frau-
en 2. oder 3. Wahl zufrieden-
geben müssen und dadurch 
an Wettbewerbsfähigkeit 
verlieren?

Schmidt: Grundlage all des-
sen ist zunächst einmal die 
ideologische Wahnvorstel-
lung, Männer und Frauen 
seien völlig gleich und nur 
durch die Erziehung ent-
stünden Geschlechtsunter-
schiede. Dieses „Gendern“ 
– obwohl so aberwitzig wie 
Rassenwahn  oder Erich von 
Dänikens Außerirdische – hat 
sich aber wie ein Krebsge-
schwür bei uns festgesetzt. 
Warum? Es gibt zu viele Ge-
winner, denken Sie an die 
Tausenden von Gleichstel-
lungsbeauftragten. Verlierer 
hingegen wird unsere ganze 
Gesellschaft sein, wir opfern 
alle freiheitlichen Grund-
sätze und den letzten Cent 
im Portemonnaie für die 
Umsetzung von Wahnideen. 
Unternehmer werden sich 
in Zukunft nicht mit Frauen 
der 2. Wahl zufriedengeben, 
sie werden insgesamt aus 
immer weniger hervorra-
gend ausgebildeter Men-
schen auswählen, da eines 
der Ergebnisse des Genderns 
sein wird, dass unser Ausbil-
dungsniveau immer weiter 
nach unten geht.

Der Präsident des BDI, Ulrich 
Grillo, wirft der Bundesre-
gierung Untätigkeit in wich-
tigen Politikfeldern vor. Er 
beklagt, dass Deutschland 
bei Investitionen und Inno-
vationen zurückfalle. Hat 
die Regierung diejenigen 

aus den Augen verloren, die 
den Wohlstand Deutsch-
lands erwirtschaften?

Schmidt: Deutschland galt 
jahrzehntelang, aus mei-
ner Sicht zu Recht, als eines 
der großen Vorbilder in der 
Weltwirtschaft. Es scheint 
mir aber so zu sein, dass un-
sere Gesellschaft  verlernt 
hat, stolz zu sein auf das Er-
reichte, auf Wohlstand und 
eine Lebensabsicherung, die 
geschichtlich einmalig ist. 
Wobei „verlernt“ irreführend 
formuliert ist: es wurde uns 
gezielt abtrainiert in Folge 
der 68er Bewegung. Jeder 
Stolz auf Deutschland wurde 
als reaktionär gegeißelt, der 
Kapitalismus als unmensch-
lich, Arbeit als Geisel der 
Menschheit. Wobei ironi-
scherweise gerade die 68er 
es ja geschafft haben, sich 
harter Arbeit zu entziehen. 
Sie werden keinen der dama-
ligen Ideologen bei Daimler 
am Band finden. Diese Leute 
sind alle im Staatsdienst, in 
der Politik, im Journalismus 
gelandet. Das auch die Sozi-
aldemokraten und die bür-
gerliche Mitte dieser links-
grünen Verachtung unserer 
Gesellschaft auf den Leim 
gingen und die gleichen 
Phrasen verbreiten, dürfte 
ein letzter Sargnagel am Zu-
stand des Erreichten sein.

Planwirtschaftliche Irrleh-
ren haben die Unternehmer 
nicht nur in der Personalpo-
litik im Griff. Auch die so-
genannte ›Energiewende‹, 
hauptsächlich von den Grü-
nen vorbereitet und verfolgt 
und von einer kopflosen Re-
gierung umgesetzt, bedroht 
den Standort Deutschland. 
Droht langfristig der Abstieg 
Deutschlands als Industrie-
nation, mithin die Umset-
zung des Morgenthau-Plans?

Peter Schmidt, Präsident des Deutschen Arbeitgeber Verbands 
e. V. (DAV), bezieht zu wichtigen Problemfeldern klare Stellung 
und outet die Planwirtschaft als Ursache für viele gegenwärti-
gen Probleme in Deutschland und Europa. 
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Schmidt: Wir haben bis jetzt 
schon 400 Milliarden – ja, 
lassen Sie uns die astrono-
mische Zahl nochmal wie-
derholen und gemeinsam 
rufen: 400 Milliarden - für 
diesen planwirtschaftlichen 
Versuch geopfert. Unvor-
stellbar. Noch unvorstellba-
rer ist, dass auch sozialde-
mokratische und bürgerliche 
Politiker noch immer nicht 
die Reißleine ziehen. Die 
CO2 Werte steigen, die Ver-
sorgungssicherheit ist nicht 
mehr gegeben und alle Ex-
perten wissen: Es kann und 
wird nicht gutgehen. Beden-
ken Sie, dass zum Beispiel 
mit den off-shore-Windparks 
auf hoher See erstmals Pro-
totyp und Serienfertigung 
gleichzeitig produktiv gehen. 
Für jeden technisch gebilde-
ten Menschen ein Wahnsinn 
– der im übrigen nur möglich 
wird, weil die Gemeinschaft 
dafür haftet. Wäre die Markt-
wirtschaft nicht außer Kraft 
gesetzt worden, würde es 
solche  Geldverbrennungs-
maschinen niemals geben.

Eine Folge der Energiewende 
ist, dass Strom immer teurer 
wird. Der Grund: Regulie-
rende Marktkräfte wurden 
durch das planwirtschaftli-
che EEG-Gesetz ausgehebelt. 
Die IFIEC Europa, das ener-
gieintensive industrielle 
Verbraucher repräsentiert, 
erklärte, dass seit 2008 be-
reits über vier Millionen 
Arbeitsplätze durch zu teu-
re Energie verloren gingen. 
Was tun gegen die Ideen des 
Kommunismus, der im Ener-
giesektor Wiederauferste-
hung feiert?

Schmidt: Es widerspricht 
alles, wie ich vorher schon 
ausgeführt hatte, so sehr 
dem gesunden Menschen-
verstand und aller Gesetze 
einer freien Marktwirtschaft, 
dass mir die Vorstellungs-
kraft fehlt, welches Wunder 
uns noch retten kann. Letzt-
lich haben die Protagonisten 
dieses neuen Kommunismus, 
wie Sie es zu Recht bezeich-

nen, die ganze Gesellschaft  
mit einer religiösen  Endzeit-
version in die Pflicht genom-
men: Durch den Klimawandel 
wird die Erde zerstört, dafür 
sind alle Opfer gerechtfertigt. 
Obwohl keine der Prämissen 
für diese Vision stimmig sind, 
wen interessiert es noch? 
Die Endzeitvorhersagen von 
grün-links waren immer Käse 
und rettungslos unwissen-
schaftlich, ob Waldsterben, 
Dioxin in Eiern, Ende der 
Ölförderung oder Gentech-
nik. Nur eines ist wie immer: 
Wenn die kommunistische 
Idee wieder mal geplatzt ist, 
zahlen die Rechnung andere. 

Die Expertenkommision 
›Forschung und Innovati-
on‹ hat in ihrem Jahresgut-
achten vom 26.2.2014 deut-
lich gemacht, dass es keine 
Rechtfertigung für die Fort-
führung des Erneuerbaren-
Energie-Gesetzes (EEG) gibt, 
da dadurch der Strom, wie 
bereits angesprochen, teurer 
wird und zudem weder der 
Klimaschutz profitiert, noch 
es zu Innovationen im Be-
reich ›Energie‹ kommt. Die-
ses Gutachten ist nicht groß 
publiziert worden und mitt-
lerweile im Schubladen der 
Regierung verschwunden. 
Was sagen Sie dazu?

Schmidt: Solange die Lobby 
der „Energiewende“ keinen 
gesellschaftlichen Gegen-
druck verspürt, werden – wie 
es übrigens beste kommu-
nistische Tradition ist – alle 
gegenteiligen Dokumente 
verschwinden. Oder einfach 
nicht zur öffentlichen Diskus-
sion gestellt. Offensichtlich 
scheint ja auch die Energie-
wende „alternativlos“.

Viele Wissenschaftler, wis-
sen schon lange, dass Erdöl 
abiotisch entsteht und in 
einer Menge zur Verfügung 
steht, die der Mensch nie 
verbrauchen kann. Dennoch 
wird immer noch von einer 
Verknappung des Öls ge-
sprochen und damit steigen-
de Ölpreise begründet. Ist es 

nicht Zeit für eine großan-
gelegte Aufklärungskampa-
gne, um die Wahrheit ans 
Licht zu bringen?

Schmidt: Ich kann dazu nur 
sagen: Siehe vorige Antwort. 
Wenn in Nordkorea ein Be-
fehlshaber „entsorgt“ wird, 
ist er Stunden später auch 
auf keinem einzigen Bild der 
Vergangenheit mehr prä-
sent. Ausgelöscht. Stattdes-
sen steht ein anderer Papp-
kamerad in vollem Ornat. So 
geht es jeder der ungezähl-
ten apokalyptischen End-
zeitversionen der ›Church of 
global warming‹. Erdölver-
knappung? BSE? Dioxineier? 
Waldsterben? Holland in 
30 Jahren überschwemmt? 
Welches Thema auch immer 
wir anschauen:  Sobald sich 
die Wirklichkeit – wie im-
mer – gegen die Paniktruppe 
gestellt hat, verschwindet 
das Thema. Und das, obwohl 
jedes Mal unvorstellba-
re Schäden zurückbleiben: 
Hunderttausend sinnlos ge-
schlachtete Tiere, Millionen 
Packungen unnützer ge-
kaufter Medikamente gegen 
Vogelgrippe, 400 Milliarden 
versenkt für die Energiewen-
de – sogar die Billionen, die 
wir alle aufbringen durften, 
um die Folgen des sozialisti-
schen Experiments ›DDR‹ zu 
bezahlen. Gegen jeden ge-
sunden Menschenverstand 
verschwinden auch diese 
Erinnerungen rückstandslos 
– obwohl jede ein tonnen-
schweres Mahnmal sein soll-
te, nie mehr einem ähnlichen 
Irrsinn zu verfallen. Wie hat 
Konrad Adenauer so weise 
gesagt: »Alles, was die Sozia-
listen vom Geld verstehen, ist 
die Tatsache, dass sie es von 
anderen haben wollen«.

Kann man im Hinblick auf 
die von Ihnen angesproche-
nen Schäden davon ausge-
hen, dass die Verursacher 
auch mit Menschenleben 
spielen?

Schmidt: Das kann man so 
sagen. Denken Sie nur an die 

augenblickliche Diskussion 
um den sogenannten „Gol-
denen Reis“. Der „Goldene 
Reis“ ist eine durch gentech-
nische Verfahren entwickelte 
Reissorte, die eine erheblich 
höhere Dosis Beta-Carotin 
enthält, das sogenannte Pro-
vitamin ›A‹. Die Experimente 
belegen, dass die Aufnahme 
dieses wichtigen Vitamins 
durch den menschlichen 
Körper hocheffizient ist. Stu-
dien belegen, dass durch die 
Einführung von Goldenem 
Reis ein hoher Prozentsatz 
der durch Vitamin-A-Mangel 
verursachten Krankheits- 
und Sterbefälle, vor allem 
bei Kleinkindern, verhindert 
werden kann. Eine halbe 
Tasse dieses Reis, würde Mil-
lionen Kindern helfen. Doch 
die Gegner der Gentechnik 
versuchen mit allen, auch kri-
minellen Mitteln, den Einsatz 
zu verhindern. Patrick Moore, 
der kanadische Ökologe, der 
einstmals Greenpeace mit-
begründet hat, wendet sich 
heute deutlich gegen diese 
Blockade eines lebensret-
tenden Lebensmittels. »Es 
sind moralische Abgründe, 
die viele Unterstützer und 
Aktivisten in der Organisa-
tion intellektuell offenbar 
gar nicht erfassen«, wurde 
Moore in der FAZ zitiert. Fa-
natiker kämpfen eben immer 
um Prinzipien, das einzelne 
Menschenleben zählt ihnen 
letztlich nichts.
.

Aktuell sind ausländische 
Erzeuger von Wind- und 
Solarstrom bestrebt, ihren 
Strom nach Deutschland zu 
liefern, um in den Genuss 
der deutschen Fördersätze 
für erneuerbare Energien zu 
kommen. Die Chancen für 
das Ansinnen stehen gut, da 
alles andere »eine diskrimi-
nierende Beschränkung des 
freien Warenverkehrs« be-
deuten würde, wie die Gene-
ralanwaltschaft erklärt. Die 
Folgen wären eine Verdop-
pelung der Zulagen auf der 
Stromrechnung. Richtet sich 
das System ›EU‹ mit solchen 
Kapriolen selbst zugrunde?
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 Schmidt: Da bin ich mir nicht 
sicher. Es gibt Gott sei Dank  
auch in Brüssel engagierte Kri-
tiker der sogenannten „Ener-
giewende“, siehe Günther 
Oettinger.  Ich würde abwar-
ten, wie sich in den nächsten 
Monaten dort die Diskussion 
vollzieht. Man darf ja auch 
nicht außer acht lassen, dass 
kein anderes Land sich derart 
dem Würgegriff von links-
grün beugt in Bezug auf die 
Energieproduktion, wie eben 
Deutschland. 

In Deutschland wurden vie-
le Milliarden Euro aus EU-
Töpfen verschwendet, um 
Regionalflughäfen zu bau-
en. Diese rechnen sich nicht 
und müssen seither mit 
vielen Millionen Euro am 
Leben gehalten werden. Der 
Dortmunder Flughafen wird 
beispielsweise pro Jahr mit 
18 Millionen Euro subventio-
niert. Geld, von dem innova-
tive Unternehmensgründer 
nur träumen können. Ganz 
zu Schweigen davon, dass 
für ähnliche Summen Men-
schen für einige Jahre ins 
Gefängnis kommen, wenn 
sie diesen Betrag, wie Uli 
Hoeneß, hinterziehen. Sind 
Strafen auch für Steuergeld-
verschwendung nicht schon 
lange überfällig?

Schmidt: Es ist sicher ein al-
ter Traum, dass auch Politi-
ker für die Folgen ihres Tuns 
haftbar gemacht werden 
können. Wenn man aktuell 
an Elbphilharmonie oder Ber-
liner Flughafen denkt, wer-
den diese Wünsche sicher 
aktueller denn je. Fairerweise 
muss man aber bedenken, 
dass dies ein extrem komple-
xes Vorhaben wäre. Nur ein 
Beispiel: bei ›Stuttgart 21‹ ge-
hen die Kosten auch deshalb 
so extrem nach oben, weil 
Fanatiker mit Juchtenkäfer 
und neuerdings auch einer 
Fledermausart – man kann 
sagen – wöchentlich mit 
neuen Eingaben und Klagen 
das Projekt unkalkulierbar 
machen. Zeitlich und finanzi-
ell. Die Gemengelage solcher 

Großprojekte ist schwierig zu 
entflechten.

Auch das Zertifizierungs-
wesen ist doch eher ein 
Bremsklotz auf dem Weg zu 
neuen Innovationen. Zertifi-
zieren ist überflüssig, wenn 
Marktkräfte wirken kön-
nen. Schließlich verschwin-
det jedes Unternehmen vom 
Markt, wenn es sich nicht an 
die Vorgaben des Kunden, 
etwa in Form technischer 
Zeichnungen, hält. Zudem 
verhindert das Zertifizie-
rungswesen, dass Fehler in 
der Produktion aufgedeckt 
werden. Dies zeigen immer 
wieder Rückrufaktionen 
von Kraftfahrzeugen. Hinzu 
kommt, dass dieses System 
eine Einladung für Geheim-
dienste ist, billig an wertvol-
le Betriebsgeheimnisse zu 

kommen. Ist es nicht an der 
Zeit, diesen Unsinn wieder 
beiseitezuschieben?

Schmidt: Könnte man ein 
Zert i f iz ierungsu n w e se n 
nicht als „das kleine Helfer-
lein“ der unsäglichen Plan-
wirtschaft bezeichnen? Alles 
regeln wollen, alles kontrol-
lieren wollen – das sind die 
typischen Merkmale grotes-
ker staatlicher Allmachts-
phantasien. Erst die Men-
schen und die Unternehmern 
mit Auflagen in die passi-
ve Rolle drücken – danach 
mit Kontrollen und Strafen 
die „Einhaltung des Plans“ 
durchsetzen. Und damit 
schleichend alles aushebeln, 
was uns den Wohlstand be-
schert und gesichert hat: Die 
freie Marktwirtschaft.

Laut Maastricht-Vertrag haf-
tet kein Land für die Schul-
den eines anderen Landes. 
Der wichtige Vertrag wurde 
bereits mehrfach gebrochen. 
Ist es nicht beschämend, 
dass mittlerweile nicht ein-

mal mehr Verträge gültig 
sind und die Politik sankti-
onslos handeln kann, wie es 
ihr beliebt? Was unterschei-
det Deutschland noch von 
einer Bananenrepublik?

Schmidt: Ich hoffe da auf 
ein funktionierendes Regu-
latorium, eine freie Presse, 
die all dies thematisiert und 
Politiker, die diesen Miss-
ständen eine starke Stimme 
geben. Die Hoffnung habe 
ich nach wie vor. Positiv sehe 
ich auch die Möglichkeiten, 
die sich durch die neuen Me-
dien ergeben. Leider ist es in 
diesen Foren häufig so, dass 
die Aktivisten der Endzeit – 
vermutlich weil viele davon 
auf „Staatsknete“ leben – pe-
netrant präsent sind und das 
auch nicht selten mit einem 
totalitärem Sprachduktus, 

der einzig der Einschüchte-
rung dienen soll.

Nach einer Studie des Bun-
desinstituts für Berufsbil-
dung kommt ein Überschuss 
von 300 000 Lehrern auf uns 
zu. In anderen Berufsfeldern 
wird hingegen ein Mangel 
an Bewerbern prognosti-
ziert. In Sachen ›Zuwande-
rung‹ ist festzustellen, dass 
die gesuchten Fachkräfte 
ausbleiben und stattdes-
sen Wirtschaftsflüchtlinge 
ihre Heimat verlassen und 
zu uns kommen. Egal, ob 
Handwerk, Industrie oder 
Gesundheitswesen, über-
all werden durch politische 
Fehlentscheidungen Ar-
beitskräfte fehlen. Sollte 
nicht der Bürger, wie in der 
Schweiz, mehr Möglichkei-
ten erhalten, eine unfähige 
Regierung zu korrigieren, 
um augenfällige Schieflagen 
zu vermeiden, die seine Hei-
mat bedrohen?

Schmidt: Prinzipiell wären 
wir auch für eine Ausweitung 

der direkten Demokratie und 
der Möglichkeit, im Rahmen 
von Volksentscheiden die 
wirkliche Stimmung im Land 
abzurufen, die „Schweigespi-
rale“ zu durchbrechen. Wir 
haben aus meiner Sicht eine 
zu große Diskrepanz zwi-
schen der öffentlichen Mei-
nung und der veröffentlich-
ten Meinung. 

Deutschland ist ein rohstoff-
armes Land und daher ganz 
besonders auf den Rohstoff 
›Geist‹ angewiesen. Wie 
die hohe Zahl an Patentan-
meldungen in Deutschland 
zeigt, ist dieser Geist noch 
sehr rege. Dies kann sich 
aber schnell ändern, wie 
der rasante Umbau der Bil-
dungslandschaft befürchten 
lässt. Aktuell sind die Grü-
nen in Baden Württemberg 
dabei, wie bereits in ande-
ren von ihnen dominierten 
Bundesländern, einen In-
dustriestandort durch einen 
Schulwesenumbau kaputt-
zumachen. Warum unter-
stützt die Industrie solche 
Parteien mit Spenden, die 
ihren wichtigsten „Rohstoff“ 
verknappt?

Schmidt: Jede totalitäre 
Ideologie ist im Kern wissen-
schaftsfeindlich. Wer glaubt, 
die Erde ist eine Scheibe, 
will mit allen Mitteln wis-
senschaftliche Erkenntnisse 
dazu verhindern, wenn er die 
Macht hierzu hat. Wenn man 
sieht, wie links-grüne Ideolo-
gen jede wissenschaftliche 
Auseinandersetzung zu Gen-
technik oder Atomkraft boy-
kottieren, wird klar, wohin 
die Bildungsreise gehen wird. 
Ich hatte vorher schon aus-
geführt, dass unzählige 68er, 
in kommunistischen Zirkeln 
sozialisierte Menschen, in 
den Staatsdienst gegangen 
sind, häufig als Lehrer. Dem-
entsprechend hat sich das 
Schulsystem in Deutschland 
verändert. Und jetzt, da man 
in Baden-Württemberg auch 
die Macht hat, wird man den 
Umbau des Lehrplans radikal 
vorantreiben. Gendern und 
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» Alles regeln wollen, alles kontrollieren wollen – das 
sind die typischen Merkmale grotesker staatlicher 

Allmachtsphantasien. «
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Wissenschaftsfeindlichkeit 
werden bestimmende Para-
meter. Wer aufsagen kann, 
was alles in eine Biotonne 
gehört und warum Atom-
kraft ganz doll böse ist wird 
sicher besser durch die Schul-
zeit kommen als derjenige, 
der einen Dreisatz noch ohne 
Taschenrechner meistert.

Angesichts der Tatsache, 
dass wegen des desaströsen 
Schulwesensumbau immer 
mehr junge Menschen in 
Deutschland zunehmend 
immer schlechter lesen und 
schreiben können, hat selbst 
die EU prognostiziert, dass 
Deutschland schon ab 2020 
zum „Land der Hilfsarbei-
ter“ wird. Und das, nachdem 
1912 in Deutschland das An-
alphabetentum als besiegt 
galt! Eine Gefahr für unsere 
Industrie, auf die mittler-
weile auch der DIHK hin-
weist. Was ist zu tun?

Schmidt: Das Mittelmaß ist 
der Zustand, in dem sich der 
Gutmensch ganz zu Hause 
fühlt. Jede herausragende 
Leistung, jede Orientierung 
„an den Besten“ ist ihm ver-
dächtig. Unser gesamtes Bil-
dungssystem ist in den letz-
ten 30 Jahren sukzessive so 
umgestellt worden, dass die 
Orientierung an den Schlech-
testen erfolgt und diese zum 
Maßstab wurden. Allein der 
Begriff ›Elite‹ ist ja zu einem 
Unwort aus Sicht des Gut-
menschen geworden und 
ist dementsprechend auch 
als Benchmark verworfen. 
Mit dem Leistungsgedanken 
kann man auf links-grüner 
Seite auch rein gar nichts 
anfangen, „Verweigerung“, 
„Auszeit“, „Sabbatical“ und 
„mehr an sich selbst denken“ 
sind die neuen Zielvorstel-
lungen. Glauben Sie, dass 
eine durchschnittliche deut-
sche, GEW-zertifizierte, Lehr-
kraft weiß, das zuerst eine 
Leistung erbracht werden 
muss, aus der dann die Ge-
hälter im öffentlichen Dienst, 
Renten und Sozialleitungen 
erbracht werden können? So-

viel zur Erwartungshaltung 
an die zukünftige Qualität 
der Schulabgänger.

Immer mehr Menschen ar-
beiten in Deutschland nahe-
zu rund um die Uhr, können 
aber von ihrem Einkommen 
dennoch nicht leben. Dazu 
passt, dass das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsfor-
schung in einer Studie fest-
stellte, dass die Mittelschicht 
im deutschsprachigen Raum 
dramatisch schrumpft. Fünf 
Millionen Menschen sind in 
den letzten Jahren abgestie-
gen. Ein krasses Regierungs-
versagen?

Schmidt: Es ist auf jeden 
Fall ein Beleg für eine völlig 
verfehlte Subventionspolitik. 
Wobei der Begriff ›Subven-
tionspolitik‹ ja eher verne-
belt. Im Klartext heißt das 
ja: Steuergelder wurden ver-
zockt ohne das dem Zahler 
dieser Steuern ein Nutzen 
zugute kam. Beispiel: Mit 
hunderten Millionen Euro 
haben wir Solar-Module aus 
Steuermitteln bezahlt, die in 
China gefertigt wurden. Wir 
haben Arbeitsplätze für Chi-
nesen geschaffen mit dem 
Geld deutscher Steuerzahler. 
Wesentlich sinnvoller wäre 
es gewesen, die vielen hun-
dert Millionen in Forschung 
und Entwicklung am Stand-
ort Deutschland zu investie-
ren und aus den langfristigen 
Ergebnissen gut bezahlte Ar-
beitsplätze in Deutschland 
zu schaffen. Aus blankem 
Populismus und der Tatsa-
che, dass die Politik nicht 
langfristig plant, sondern 
ausschließlich, im Hinblick 
auf eine Wiederwahl, bis vier 
zählen kann, ist ein Teil unse-
rer Zukunft verzockt worden. 
Und das wird das Rückgrat 
unserer Gesellschaft, die 
Mittelschicht, immer stärker 
treffen.

Herr Schmidt, 
Danke für das 
Interview.

deutscherarbeitgeberverband.de

Premiere für 
Innovationen
 Auf der AMB 2014 präsentieren über 1.300 Aussteller spa-
nende und abtragende Werkzeugmaschinen und Präzisions-
werkzeuge  TopThema: Verbundstoffe  Erleben Sie die 
Welt des Maschinenbaus – direkt am Flughafen

Das ist die AMB 2014! www.amb-messe.de
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Messe Nanjing
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